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Einf¿hrung 

In Aus¿bung ihres Ermessens hat die BaFin mit den folgenden BuÇgeldleitlinien II 

festgelegt, wie sie bei der Festsetzung von GeldbuÇen wegen Ordnungswidrigkeiten nach 

dem Wertpapierhandelsgesetz vorgeht. Die WpHG-BuÇgeldleitlinien II stellen eine 

¦berarbeitung der WpHG-BuÇgeldleitlinien der Wertpapieraufsicht aus dem November 

2013 dar und stellen eine Zumessungsleitlinie f¿r regelmªÇig auftretende VerstºÇe gegen 

zentrale Vorschriften des Wertpapierhandelsgesetzes auf. 

 

Die BaFin ist nach Ä 121 WpHG f¿r die Verfolgung und Ahndung von VerstºÇen im 

Bereich des WpHG zustªndig. Ihre Aufgabe ist es, GesetzesverstºÇe zu ermitteln und die 

begangenen Ordnungswidrigkeiten zu ahnden. Dabei stellt sie sicher, dass die 

festgesetzte GeldbuÇe eine dem Einzelfall angemessene, effektive und verhªltnismªÇige 

Sanktion darstellt, die die notwendige Abschreckungswirkung gegen¿ber den an den 

Zuwiderhandlungen beteiligten Personen (Betroffene) und gegen¿ber Dritten entfaltet. 

 

Die WpHG-BuÇgeldleitlinien II gliedern sich in einen Allgemeinen und einen Besonderen 

Teil. Der Allgemeine Teil beschreibt den Geltungsbereich der Leitlinien und erlªutert die 

Grundsªtze f¿r die BuÇgeldzumessung vor dem Hintergrund alternativer BuÇgeldrahmen 

(betragsmªÇig, umsatzbezogen, mehrerlºsbezogen). Durch die Umgestaltung der 

gesetzlichen Vorgaben wird die BaFin im Rahmen der Festsetzung einer GeldbuÇe 

zunªchst auf der ersten Stufe den im Einzelfall einschlªgigen BuÇgeldrahmen bestimmen, 

bevor auf der zweiten Stufe die konkrete BuÇgeldzumessung anhand eines Verfahrens in 

drei Schritten erfolgt. Im Besonderen Teil finden sich nªhere Ausf¿hrungen zur Ermittlung 

der Grundbetrªge f¿r die von den Leitlinien erfassten kapitalmarktrechtlichen VerstºÇe. 

 

Wªhrend im Anwendungsbereich der betragsmªÇigen Hºchstbetrªge Nominalwerte 

ausgewiesen sind, werden die Grundbetrªge bei umsatz- und mehrerlºsbezogenen 

Hºchstbetrªgen ï insbesondere bei besonders schwerwiegenden VerstºÇen ï durch die in 

den Nominalbetrªgen enthaltenen Wertungen geprªgt. 
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Beispiele im Anwendungsbereich der umsatzbezogenen Hºchstbetrªge bei 

einem Unternehmen mit einer Marktkapitalisierung > 20 Mrd. Euro 

 Zurverf¿gungstellung 

von Finanzberichten 

Ad-hoc-Publizitªt 

Relevanter Umsatz 

(Beispiel) 
50 Mrd. Euro 50 Mrd. Euro 

Hºchstbetrag 

Ƹ Ƹ 

2,5 Mrd. Euro 

(5 % des relevanten Umsatzes) 

1 Mrd. Euro 

(2 % des relevanten Umsatzes) 

Grundbetrag bei einem 

auÇerordentlich schweren 

VerstoÇ 

Ƹ Ƹ 

2 Mrd. Euro 800 Mio. Euro 

 

 

Abbildung 1 

 

Demgegen¿ber kann bei weniger schwerwiegenden VerstºÇen der Grundbetrag bei 

umsatz- und mehrerlºsbezogenen Hºchstbetrªgen deutlich von diesem MaÇstab 

abweichen.
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Allgemeiner Teil 

A. Grundlagen 

I. Begriff und Zweck der WpHG-BuÇgeldleitlinien II 

Die WpHG-BuÇgeldleitlinien II st¿tzen sich auf das Rechtsfolgeermessen der BaFin 

(vgl. Ä 47 Abs. 1 Satz 1 OWiG, Ä 120 Abs. 17, 18 und 24 WpHG). Die WpHG-

BuÇgeldleitlinien II stellen eine Zumessungsrichtlinie f¿r GeldbuÇen dar.  

Sie konkretisieren die f¿r die BuÇgeldzumessung maÇgebliche Vorschrift des Ä 17 OWiG, 

in deren Rahmen die BaFin ¿ber ein weites Ermessen verf¿gt, und ber¿cksichtigen die f¿r 

das Strafrecht entwickelten Grundsªtze zur Zumessung. 

 

Die WpHG-BuÇgeldleitlinien II dienen dazu, die Hºhe der zu verhªngenden GeldbuÇe f¿r 

bestimmte Ordnungswidrigkeiten im Bereich des WpHG im Rahmen der gesetzlichen 

BuÇgeldrahmen zu bemessen. Sie erfassen nicht nur solche Tatumstªnde, die bei 

VerstºÇen typischerweise auftreten (Regelfªlle), sondern auch Sachverhalte, die sich 

durch einen wesentlich erhºhten Unrechtsgehalt auszeichnen und eine besondere 

Abschreckung rechtfertigen. In den WpHG-BuÇgeldleitlinien II wird die allgemeine 

Methode f¿r die Ermittlung der GeldbuÇen dargelegt; jedoch kºnnen die besonderen 

Umstªnde eines Falles ein Abweichen von dieser Methode oder den festgelegten 

Grundbetrªgen rechtfertigen. 

 

Die WpHG-BuÇgeldleitlinien II unterst¿tzen das Prinzip der Gleichbehandlung, dem die 

Verwaltung verpflichtet ist. Sie gewªhrleisten, dass im Wesentlichen gleiche 

Ordnungswidrigkeiten vergleichbar behandelt werden, ohne die im Mittelpunkt der 

BuÇgeldentscheidung stehende Bewertung von tat- und tªterbezogenen Umstªnden des 

Einzelfalls aufzugeben. SchlieÇlich fºrdern die WpHG-BuÇgeldleitlinien II die Transparenz 

der BuÇgeldentscheidungen der BaFin gegen¿ber den Verfahrensbeteiligten und der 

¥ffentlichkeit bei VerstºÇen gegen das Wertpapierhandelsgesetz. 

 

II. Geltungsbereich der WpHG-BuÇgeldleitlinien II 

Die WpHG-BuÇgeldleitlinien II gelten f¿r die Festsetzung von GeldbuÇen nach Ä 120 

Abs. 17, 18 und 24 WpHG gegen nat¿rliche Personen und juristische Personen, deren 

Verantwortliche in leitender Stellung gegen die buÇgeldbewehrten Pflichten des WpHG 

verstoÇen haben (unternehmensbezogene BuÇgeldzumessung nach Ä 30 OWiG). Die 

Festlegungen der WpHG-BuÇgeldleitlinien II f¿r juristische Personen gelten f¿r 

Personenvereinigungen jeweils entsprechend. 



 

5 

 

 

Die WpHG-BuÇgeldleitlinien II sind anwendbar auf VerstºÇe gegen die folgenden 

Vorschriften: 

 

¶ Artikel 17 Abs. 1 Unterabs. 1, Unterabs. 2 Satz 1 Marktmissbrauchsverordnung 

(EU) Nr. 596/2014 

¶ Ä 33 Abs. 1 Satz 1 WpHG  

¶ Ä 38 Abs. 1 Satz 1 WpHG  

¶ Ä 39 Abs. 1 Satz 1 WpHG  

¶ Ä 40 Abs. 1 Satz 1 WpHG   

¶ Ä 41 Abs. 1 Satz 1 WpHG  

¶ Ä 114 Abs. 1 WpHG  

¶ Ä 115 Abs. 1 WpHG 

 

Die WpHG-BuÇgeldleitlinien II werden sowohl im einheitlichen als auch im selbstªndigen 

Verfahren (vgl. Ä 30 Abs. 4 OWiG) angewendet.  
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B. Stufe 1 ï Bestimmung des einschlªgigen 

BuÇgeldrahmens 

Die Regelungen in Ä 120 Abs. 17 bzw. Ä 120 Abs. 18 WpHG sehen nunmehr jeweils zwei 

alternative Hºchstbetrªge bei nat¿rlichen Personen bzw. drei alternative Hºchstbetrªge 

bei juristischen Personen vor. GeldbuÇen kºnnen hiernach auf der Grundlage eines 

betragsmªÇigen Hºchstbetrags oder eines umsatz- oder mehrerlºsbezogenen 

Hºchstbetrags verhªngt werden. Zur Anwendung kommt jeweils der hºchste der zwei 

bzw. drei Betrªge.  

 

Im Anwendungsbereich des Ä 120 Abs. 24 WpHG sind allein betragsmªÇige 

Hºchstbetrªge vorgesehen. Diese gelten gleichermaÇen f¿r VerstºÇe nat¿rlicher und 

juristischer Personen. 

 

I. Anwendungsbereich des Ä 120 Abs. 17 WpHG  

Im Anwendungsbereich des Ä 120 Abs. 17 WpHG gelten die WpHG-BuÇgeldleitlinien II 

bei VerstºÇen gegen folgende Pflichten: 

 

¶ Pflicht zur Stimmrechtsmitteilung nach ÄÄ 33 Abs. 1 Satz 1, 38 Abs. 1 Satz 1, 

39 Abs. 1 Satz 1 WpHG  

¶ Verºffentlichungspflicht nach ÄÄ 40 Abs. 1 Satz 1, 41 Abs. 1 Satz 1 WpHG 

¶ Zurverf¿gungstellung eines Finanzberichts nach ÄÄ 114 Abs. 1 Satz 1, 

115 Abs. 1 Satz 1 WpHG 

¶ Verºffentlichung einer Hinweisbekanntmachung ¿ber den Finanzbericht nach 

ÄÄ 114 Abs. 1 Satz 2, 115 Abs. 1 Satz 2 WpHG 

 

1. Juristische Personen 

Ä 120 Abs. 17 WpHG sieht im Hinblick auf juristische Personen die folgenden drei 

alternativen Hºchstbetrªge vor, von denen der im Einzelfall hºchste als maÇgeblicher 

BuÇgeldrahmen gilt: 

 

¶ 10 Millionen Euro, 

¶ 5 Prozent des Gesamtumsatzes, den die juristische Person oder 

Personenvereinigung im der Behºrdenentscheidung vorausgegangenen 

Geschªftsjahr erzielt hat oder 

¶ das Zweifache des aus dem VerstoÇ gezogenen wirtschaftlichen Vorteils. 
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2. Nat¿rliche Personen 

Ä 120 Abs. 17 WpHG sieht im Hinblick auf nat¿rliche Personen die folgenden zwei 

alternativen Hºchstbetrªge vor, von denen der im Einzelfall hºhere als maÇgeblicher 

BuÇgeldrahmen gilt:  

 

¶ 2 Millionen Euro oder 

¶ das Zweifache des aus dem VerstoÇ gezogenen wirtschaftlichen Vorteils. 

 

II. Anwendungsbereich des Ä 120 Abs. 18 WpHG  

Im Anwendungsbereich des Ä 120 Abs. 18 WpHG gelten die WpHG-BuÇgeldleitlinien II 

bei VerstºÇen gegen die Pflicht zur Verºffentlichung von Insiderinformationen nach 

Artikel 17 Abs. 1 Unterabs. 1, Unterabs. 2 Satz 1 Marktmissbrauchsverordnung (EU) 

Nr. 596/2014. 

 

1. Juristische Personen 

Ä 120 Abs. 18 WpHG sieht im Hinblick auf juristische Personen bei VerstºÇen gegen die 

Ad-hoc-Verºffentlichungspflicht die folgenden drei alternativen Hºchstbetrªge vor, von 

denen der im Einzelfall hºchste als maÇgeblicher BuÇgeldrahmen gilt:   

 

¶ 2,5 Millionen Euro, 

¶ 2 Prozent des Gesamtumsatzes, den die juristische Person oder 

Personenvereinigung im der Behºrdenentscheidung vorausgegangenen 

Geschªftsjahr erzielt hat oder 

¶ das Dreifache des aus dem VerstoÇ gezogenen wirtschaftlichen Vorteils. 

 

2. Nat¿rliche Personen 

Ä 120 Abs. 18 WpHG sieht im Hinblick auf nat¿rliche Personen die folgenden zwei 

alternativen Hºchstbetrªge vor, von denen der im Einzelfall hºhere als maÇgeblicher 

BuÇgeldrahmen gilt:  

 

¶ 1 Million Euro oder 

¶ das Dreifache des aus dem VerstoÇ gezogenen wirtschaftlichen Vorteils. 
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III. Anwendungsbereich des Ä 120 Abs. 24 WpHG 

Im Anwendungsbereich des Ä 120 Abs. 24 WpHG gelten die WpHG-BuÇgeldleitlinien II 

bei VerstºÇen gegen folgende Pflichten: 

 

¶ Mitteilung ¿ber die Verºffentlichung einer Hinweisbekanntmachung an die BaFin 

nach ÄÄ 114 Abs. 1 Satz 3, 115 Abs. 1 Satz 3 WpHG 

¶ ¦bermittlung einer Hinweisbekanntmachung an das Unternehmensregister nach 

ÄÄ 114 Abs. 1 Satz 3, 115 Abs. 1 Satz 3 WpHG 

¶ ¦bermittlung eines Finanzberichts an das Unternehmensregister nach 

ÄÄ 114 Abs. 1 Satz 4, 115 Abs. 1 Satz 4 WpHG 

 

Ä 120 Abs. 24 WpHG sieht im Hinblick auf nat¿rliche und juristische Personen 

BuÇgeldrahmen mit betragsmªÇigen Hºchstbetrªgen bis zu f¿nfhunderttausend Euro vor. 

Diese gelten gleichermaÇen f¿r VerstºÇe nat¿rlicher und juristischer Personen. 
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C. Stufe 2 ï BuÇgeldzumessung gemªÇ Ä 17 OWiG 

Nach der Ermittlung des im Einzelfall maÇgeblichen BuÇgeldrahmens wird auf der zweiten 

Stufe die konkrete BuÇgeldzumessung vorgenommen. Ausgehend von dem gesetzlichen 

Hºchstbetrag (nach Ä 120 Abs. 17, 18 oder 24 WpHG) ist f¿r die konkrete 

BuÇgeldzumessung die Vorschrift des Ä 17 OWiG maÇgebend. 

 

Die Zentrale Rechtsabteilung der BaFin geht bei der konkreten Zumessung der GeldbuÇe 

auf Grundlage der spezifischen Fallumstªnde in einem auf drei Schritten basierenden 

Verfahren vor: Im ersten Schritt wird der Grundbetrag mittels tatbezogener 

Zumessungskriterien ermittelt (I.), im zweiten Schritt wird der Grundbetrag mit Hilfe von 

weiteren tat- und vor allem tªterbezogenen Zumessungskriterien an die konkrete Schuld 

des Betroffenen angepasst (II.) und im dritten Schritt finden die wirtschaftlichen 

Verhªltnisse des Betroffenen Beachtung (III.). Bei der Festsetzung der GeldbuÇe behªlt 

sich BaFin zudem vor, auch den wirtschaftlichen Vorteil, den der Betroffene aus der Tat 

erlangt hat, abzuschºpfen (vgl. Ä 17 Abs. 4 OWiG). 

 

Der Grundbetrag spiegelt die Bedeutung der zu ahndenden Ordnungswidrigkeit innerhalb 

des jeweils anzuwendenden BuÇgeldrahmens wider (vgl. Ä 17 Abs. 3 Satz 1 OWiG). 

Durch die Anpassung des Grundbetrags (Erhºhung oder Reduzierung) wird vor allem dem 

Vorwurf, der den Tªter trifft, Rechnung getragen (vgl. Ä 17 Abs. 3 Satz 1 OWiG). Die 

Ber¿cksichtigung der wirtschaftlichen Verhªltnisse des Betroffenen kann ebenfalls zur 

Anpassung der GeldbuÇe f¿hren (vgl. Ä 17 Abs. 3 Satz 2 OWiG). 

 

I. Schritt 1 - Ermittlung des Grundbetrags 

Der Grundbetrag bewertet die Schwere des VerstoÇes innerhalb des jeweils 

anzuwendenden BuÇgeldrahmens. Die Schwere des VerstoÇes ist dabei nicht an den in 

der Praxis besonders hªufig vorkommenden, sondern an den denkbaren Fªllen zu 

messen. 

 

II. Schritt 2 - Anpassung des Grundbetrags 

Im zweiten Schritt der BuÇgeldzumessung sind die f¿r und gegen den Betroffenen 

sprechenden Umstªnde, vor allem die tªterbezogenen Umstªnde, wie etwa das Vor- und 

Nachtatverhalten des Betroffenen bei der Aufklªrung der Tat, abzuwªgen. Dies wirkt sich 

auf das MaÇ der Sanktion (die BuÇgeldhºhe) erschwerend oder mildernd aus. 

Zumessungskriterien, die bereits bei der Ermittlung des Grundbetrags ber¿cksichtigt 

werden, sind im Rahmen der Anpassung des Grundbetrags nicht noch einmal zu 

ber¿cksichtigen. 
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Das Vorliegen von Milderungsgr¿nden und/oder erschwerenden Umstªnden kann dazu 

f¿hren, dass der ermittelte Grundbetrag unter- oder ¿berschritten wird. Dadurch wird die 

zu verhªngende GeldbuÇe - vorbehaltlich der wirtschaftlichen Verhªltnisse - abschlieÇend 

festgesetzt. Relevant hierf¿r sind insbesondere die folgenden, nicht abschlieÇend 

genannten Zumessungskriterien. Im Einzelfall kºnnen noch weitere Anpassungskriterien 

heranzuziehen sein. 

 

1. Mildernde Anpassungskriterien 

 

a.  Fahrlªssiges (oder leichtfertiges) Handeln 

Der Betroffene handelt (nur) fahrlªssig oder leichtfertig. Diese Milderungsmºglichkeit gilt 

jedoch nur f¿r solche GeldbuÇen, f¿r die nach Ä 120 Abs. 25 WpHG die Regelung des 

Ä 17 Abs. 2 OWiG nicht anzuwenden ist, der f¿r nicht vorsªtzliches Handeln im 

HºchstmaÇ nur die Hªlfte des jeweils angedrohten Hºchstbetrags der GeldbuÇe vorsieht. 

F¿r hiervon betroffene VerstºÇe gilt nach den Vorgaben der einschlªgigen EU-Rechtsakte 

zwingend der dort jeweils vorgegebene BuÇgeldrahmen ohne Grundlage f¿r eine 

pauschale Absenkung des HºchstmaÇes bei fahrlªssigem Handeln. Die europarechtlichen 

Vorgaben, wie u.a. Artikel 31 Abs. 1 lit. b) Marktmissbrauchsverordnung (EU) 

Nr. 596/2014, machen jedoch deutlich, dass der Grad der Verantwortung des Betroffenen 

f¿r die BuÇgeldbemessung relevant sein kann. 

 

b.  Gestªndnis (Gestªndige Einlassung)  

Der Betroffene gesteht die Verwirklichung des objektiven und subjektiven Tatbestands. 

Die Qualitªt des Gestªndnisses ist zu ber¿cksichtigen. Auch eine Selbstanzeige des 

Betroffenen ist buÇgeldmildernd zu werten. Eine Selbstanzeige liegt vor, wenn die Tat 

ohne Zutun des Betroffenen der BaFin nicht bekannt geworden wªre. Der Betroffene hat 

sich an die BaFin gewandt und auf sein Versªumnis hingewiesen.  

c.  Mitwirkung an der Sachverhaltsaufklªrung 

Darunter sind Ausf¿hrungen zum Tatgeschehen zu verstehen, bei denen es sich nicht um 

ein Gestªndnis handelt. Die Ausf¿hrungen m¿ssen f¿r den Tatvorwurf relevant sein. Der 

Betroffene wirkt an der Rekonstruierung des Tathergangs mit. 
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d.  Besserungsversprechen/-maÇnahmen 

Unter Besserungsversprechen sind Ausf¿hrungen des Betroffenen zu verstehen, wonach 

er Vorkehrungen getroffen habe, um weitere VerstºÇe in Zukunft zu verhindern.  

Die Angaben m¿ssen glaubhaft sein. Weitergehend sind konkrete BesserungsmaÇnahmen 

zu ber¿cksichtigen. Diese sind ausf¿hrlich und substantiiert darzustellen. Die MaÇnahmen 

sind gegen¿ber der BaFin zu belegen. 

 

e.  Lange Verfahrensdauer 

Bei der Dauer des Verfahrens sind zwei Komponenten zu ber¿cksichtigen: 

 

¶ der Zeitabstand zwischen der Beendigung des VerstoÇes und dem Erlass des 

BuÇgeldbescheids sowie 

¶ die Dauer des behºrdlichen Verfahrens ab Kenntnis der Behºrde von dem VerstoÇ 

bis zum Erlass des BuÇgeldbescheids. 

 

Die zeitlichen Verzºgerungen d¿rfen nicht von dem Betroffenen verursacht sein oder sich 

aus der Komplexitªt des Verfahrens ergeben. 

 

2. Erschwerende Anpassungskriterien 

 

a.  Wiederholungstat 

Ein in sachlichem und zeitlichem Zusammenhang stehender VerstoÇ gegen 

kapitalmarktrechtliche Vorschriften wurde vor dem erneuten VerstoÇ durch einen 

rechtskrªftigen BuÇgeldbescheid oder eine rechtskrªftige gerichtliche Entscheidung 

geahndet. Unter Umstªnden kann auch ein nach der Tat erlassener BuÇgeldbescheid 

buÇgelderhºhend ber¿cksichtigt werden, sofern dem Betroffenen bei der Tatbegehung 

zumindest die Einleitung des Ermittlungsverfahrens bekannt war. 

 

In sachlichem Zusammenhang stehen Vorschriften aus denen sich ergibt, dass der 

Betroffene die in einem bestimmten Bereich geltenden Ge- und Verbote missachtet. 

Darunter fªllt beispielsweise die Gesamtheit der Vorschriften des 

Wertpapierhandelsgesetzes. Ein zeitlicher Zusammenhang ist dann anzunehmen, wenn 

die Ahndung nicht lªnger als f¿nf Jahre zur¿ckliegt. Als Beginn gilt das Datum der 

Rechtskraft der Ahndung des ersten VerstoÇes. 
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b.  Spezialprªvention 

Die GeldbuÇe ist u.a. zu erhºhen, wenn der Betroffene im Sinne einer rechtsfeindlichen 

Gesinnung zum Ausdruck bringt, die Rechtsordnung auch k¿nftig nicht einhalten zu 

wollen (gesteigerte Uneinsichtigkeit). Er lehnt die Verpflichtung ab, k¿nftig die 

kapitalmarktrechtlichen Normen einzuhalten. Der Betroffene ist der Ansicht, er brauche 

sich um gesetzliche Bestimmungen nicht zu k¿mmern. Durch die Tat und die 

Persºnlichkeit des Betroffenen kann darauf geschlossen werden, dass er sich durch eine 

niedrigere GeldbuÇe nicht hinreichend beeindrucken lassen wird. Nicht als 

Uneinsichtigkeit darf das Schweigen auf eine Anhºrung oder das Bestreiten des 

Tatvorwurfs gewertet werden. 

 

III. Schritt 3 - Ber¿cksichtigung der wirtschaftlichen Verhªltnisse 

Im letzten Schritt kann die Hºhe der GeldbuÇe auf Grundlage der (ggf. auch geschªtzten) 

wirtschaftlichen Verhªltnisse des Betroffenen angepasst werden. Unter Umstªnden wird 

gestattet, die festgesetzte GeldbuÇe in bestimmten Teilbetrªgen oder zeitversetzt zu 

zahlen (Ä 18 OWiG).
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Besonderer Teil 

A. Grundsªtze f¿r die Ermittlung des Grundbetrags bei 

betragsmªÇigen Hºchstbetrªgen 

Nachfolgend sind für juristische und  natürliche Personen Grundbeträge  im 

Anwendungsbereich betragsmäßiger Höchstbeträge  festgelegt.  Nat¿rliche Personen 

kºnnen als unmittelbare Adressaten von Pflichten betroffen sein, wie etwa im Fall von 

Stimmrechtsmitteilungspflichten, die eine nat¿rliche Person treffen. Des Weiteren fallen 

auch Personen darunter, deren Tªtigkeit eine GeldbuÇe zum Nachteil der juristischen 

Person auslºsen kann. Dazu gehºren zum Beispiel die vertretungsberechtigten 

Organmitglieder einer Gesellschaft nach Ä 30 Abs. 1 Nr. 1 OWiG und die ï unabhªngig 

von ihrer formalen Rechtsposition ï verantwortlich handelnden Leitungspersonen nach Ä 

30 Abs. 1 Nr. 5 OWiG. Dies kann beispielsweise der Compliance Officer sein oder etwa 

eine Person, die im Betrieb oder Unternehmen f¿r die interne Rechnungslegung oder 

Rechnungspr¿fung verantwortlich ist. 

 

Wªhrend im Anwendungsbereich des Ä 120 Abs. 17 und 18 WpHG jeweils separate 

Grundbetrªge ausgewiesen sind, gelten die Grundbetrªge im Anwendungsbereich des 

Ä 120 Abs. 24 WpHG gleichermaÇen f¿r VerstºÇe nat¿rlicher und juristischer Personen. 

 

Ermittelt wird der Grundbetrag aus der Kombination der tatbezogenen 

Zumessungskriterien GrºÇe des Emittenten (1.) und Schwere der Tatumstªnde (2.). Die 

Kriterien ber¿cksichtigen zum einen die Bedeutung des Emittenten f¿r den Kapitalmarkt 

(seine Marktposition), zum anderen die Umstªnde, die tatspezifisch f¿r die zu ahndende 

Ordnungswidrigkeit sind. 

 

I. Kategorisierung des Emittenten  

Der Emittent wird mit Hilfe von sechs definierten GrºÇengruppen kategorisiert, die seiner 

Marktposition entsprechen. MaÇgebend ist hierf¿r insbesondere die Marktkapitalisierung 

des Emittenten zum Tatzeitpunkt, wobei Ausnahmen und Abweichungen zulªssig sind. 
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Abbildung 2 

 

II. Kategorisierung der Tatumstªnde 

Die Schwere des VerstoÇes wird zudem anhand der vorliegenden spezifischen 

Tatumstªnde des Einzelfalls bewertet. Die Tatumstªnde werden hierzu in 

ĂauÇerordentlich schwerñ, Ăsehr schwerñ, Ăschwerñ, Ămittelñ oder Ăleichtñ eingestuft. 

Tatumstªnde, die regelmªÇig auftreten und die typische Umstªnde der zu ahndenden 

Ordnungswidrigkeit beschreiben, sind in den nachfolgenden Auflistungen beispielhaft 

zusammengestellt. Dazu gehºren vor allem die Art der Zuwiderhandlung, die 

Auswirkungen der Zuwiderhandlung auf den Kapitalmarkt und die Dauer der 

Zuwiderhandlung. In der Regel liegen mehrere dieser Tatumstªnde vor, deren 

Kombination dann im Rahmen der Abwªgung und Gesamtw¿rdigung der zu beurteilenden 

Ordnungswidrigkeit gewichtet und bewertet wird. 

 

Die Grundbetrªge gelten jeweils f¿r einen TatverstoÇ. 
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B. Grundbetrªge bei betragsmªÇigen Hºchstbetrªgen  

 

I. Ad-hoc-Publizitªt 

 

Nominale Grundbetrªge f¿r juristische Personen 

 

Abbildung 3 

 

Nominale Grundbetrªge f¿r nat¿rliche Personen 

 

Abbildung 4 
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Nach Ä 120 Abs. 25 WpHG ist Ä 17 Abs. 2 OWiG auf VerstºÇe gegen 

Art. 17 Abs. 1 Unterabs. 1, Unterabs. 2 Satz 1 Marktmissbrauchsverordnung (EU) 

Nr. 596/2014 nicht anzuwenden. 

Spezifische Tatumstªnde  

ƀ Verspªtungsdauer 

ƀ AusmaÇ der Unrichtigkeit der ad-hoc zu verºffentlichenden Insiderinformation 

ƀ AusmaÇ der Unvollstªndigkeit der ad-hoc zu verºffentlichenden Insiderinformation 

ƀ Kapitalmarktbetroffenheit/Auswirkung der Zuwiderhandlung auf den Kapitalmarkt 

        (u.a. Bºrsenumsªtze, Streubesitz, tatsªchlicher Kursverlauf) 

ƀ Gegenstand der Ad-hoc-Mitteilung (z. B. Personalverªnderung, Ergebniskennzahlen,  

 Insolvenz) 

ƀ Notwendigkeit von Verwaltungszwang   
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II. Stimmrechtsmitteilungen 

 

Nominale Grundbetrªge f¿r juristische Personen 

 

Abbildung 5 
 

Nominale Grundbetrªge f¿r nat¿rliche Personen 

 

Abbildung 6 

Die Hºhe der Betrªge ber¿cksichtigt, dass in der Regel zwei GeldbuÇen, eine GeldbuÇe 

wegen des VerstoÇes gegen die Mitteilungspflicht gegen¿ber dem Emittenten und eine 

GeldbuÇe wegen des VerstoÇes gegen die Mitteilungspflicht gegen¿ber der BaFin, in 

Tatmehrheit (Ä 20 OWiG) festgesetzt werden.  














